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Stellungnahme des Verbandes gemeinnütziger 
Bildungseinrichtungen im Gesundheits- und Sozialwesen zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Pflegekompetenz 
(Pflegekompetenzgesetz – PKG) 

 

Vorbemerkung 

Als Verband gemeinnütziger Bildungseinrichtungen im Gesundheits- und Sozialwesen 

(GeBEGS e.V.) wurden wir eingeladen, zum erneuerten Gesetzentwurf Stellung zu nehmen 

und uns zu den Inhalten zu positionieren. Wir bedanken uns dafür und schätzen diese pflege- 

und bildungspolitische Beteiligungsmöglichkeit sehr.  

Der GeBEGS e.V. vertritt über 180 Schulen und Weiterbildungsinstitute sowie eine der größten 

deutschen Fernhochschulen. Unsere Bildungseinrichtungen erbringen einen wichtigen Beitrag 

zur Deckung des Fachkräftebedarfs in gesellschaftlich relevanten Berufsfeldern und zur 

Versorgung mit öffentlichen Leistungen. Zentrale Anliegen von GeBEGS sind es, Menschen 

für eine Aus-, Fort- oder Weiterbildung und Berufstätigkeit in Gesundheits- und Sozialberufen 

zu gewinnen, das gesellschaftliche Ansehen dieser Berufe zu erhöhen sowie die 

Bildungsqualität weiterzuentwickeln. Zudem wollen wir die Bildungsangebote in den 

genannten Berufsfeldern hinsichtlich der gesellschaftlichen Erfordernisse mitgestalten und die 

Berufsfeldentwicklung vorantreiben. Die Mitglieder von GeBEGS e.V. sind eigenständige 

Bildungseinrichtungen, die unabhängig von Leistungserbringerverbänden, wie z.B. privaten, 

frei-gemeinnützigen oder kommunalen Klinik- oder Altenhilfeträgern, entscheiden und agieren 

können.  

Wir begrüßen die Einführung eines Pflegekompetenzgesetzes sehr. Eine Stärkung der 

Berufsgruppe der beruflich Pflegenden ist unbedingt erforderlich, um zukünftige Versorgungs- 

und Pflegebedarfe in einer alternden Gesellschaft sicherstellen zu können. Die demografische 

Entwicklung geht mit einem zunehmenden Haus- und Fachärztemangel einher, wodurch die 

wohnortnahe medizinisch-therapeutische Flächenversorgung auf heutigem Niveau kaum noch 

aufrechterhalten werden kann. Eine ähnliche Entwicklung wird sich womöglich auch in der 

allgemein- und notfallmedizinischen Klinikversorgung sowie in der ambulanten und (teil-) 

stationären Pflegelandschaft ergeben.  

Wir freuen uns, dass nun das Pflegekompetenzgesetz als konsequente Fortsetzung der 

grundlegenden Ausbildungsreformen mit dem Pflegeberufegesetz (PflBG), dem 

Pflegestudiumstärkungsgesetz (PflStudStG) und dem zukünftigen Pflegefachassistenzgesetz 

(PflFAssG) auf den Weg gebracht wird.  
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Unsere Positionen zu den Einzelvorschriften 

1. Zuordnung von Begutachtungs-, Beratungs- und Empfehlungsaufgaben 

Der GeBEGS e.V. erkennt im Gesetzentwurf eine deutliche Kompetenzaufwertung für 

Pflegefachpersonen im SGB XI. Sie sollen dazu ermächtigt werden, nach wissenschaftlichen 

Standards Bedarfserhebung und Pflegeberatung durchzuführen (Modellprogramm nach § 18e 

SGB XI) und Präventionsmaßnahmen oder Hilfsmittel (§ 5 Abs. 1a sowie § 17a und § 40 Abs. 

6 SGB XI) zu empfehlen. Da diese Aufgaben bislang durch verschiedene Institutionen 

vorgenommen werden, würden sich mit einer weitergehenden Zusammenführung dieser 

Aufgaben wichtige Synergien ergeben. Damit könnten ein professionelles, personzentriertes 

Case-Management erfolgen und bisherige Informationsbrüche und Abstimmungsprobleme 

zwischen den einzelnen Institutionen reduziert werden. 

In diesem Zusammenhang begrüßen wir auch die Stärkung der Rolle der Kommunen, 

Pflegestützpunkte und regionalen Netzwerke sowie die Einbindung von 

Selbsthilfeorganisationen. Es deuten sich damit erstmalig auch Care-Management-

Strukturen an, die besonders geeignet sind, eine Über-, Unter- und Fehlversorgung bei 

Pflegebedürftigkeit zu vermeiden. 

Die bisherigen Qualifizierungen nach den Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes gemäß 

§ 7a SGB XI (für Pflegeberatung) und § 53a SGB XI (für unabhängige 

Pflegebegutachtung) sollten im Rahmen des Modellprojekts zur Pflegebegutachtung (§ 18e 

Abs. 6 SGB XI) ebenfalls in Einklang gebracht werden. Die Übertragung und Ausführung der 

oben genannten, erweiterten und übertragenen Aufgaben müssen aufgrund der komplexen 

Kompetenzanforderungen in jedem Fall unter den Weiterbildungsvorbehalt gestellt 

werden. Zudem ist aus unserer Sicht dazu zwingend eine mehrjährige Berufserfahrung in 

der praktischen pflegerischen Versorgung erforderlich, und entsprechende Regelungen sind 

zu treffen. 

 

2. Übertragung eigenverantwortlicher Heilkundausübung 

Der GeBEGS e.V. begrüßt, dass nun berufs- und leistungsrechtliche Grundlagen für die 

Übertragung heilkundlicher und weiterer heilkundlicher Befugnisse an Pflegefachpersonen 

geschaffen werden (§ 4a und 14a PflBG sowie § 15a und 73d SGB V). Wir sehen diese 

Übertragung aufgrund der demografischen Entwicklung und des fortschreitenden 

Ärztemangels und Kliniksterbens als dringend geboten an.  

Behandlungspflegerische Erfordernisse wie z.B. Blutdruck- und Blutzuckerkontrollen sind 

regelmäßig nur mit ärztlicher Anordung duchführbar und abrechenbar. Ebenso stehen 
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medizinische Notfallmaßnahmen wie z.B. Infusionen bei Exsikkose oder transurethrale 

Katheterisierung unter dem ärztlichen Anordungsvorbehalt. Insbesondere in den bereits nach 

Pflegestudiumstärkungsgesetz definierten Handlungs- und Therapiebereichen Demenz, 

Diabetes und chronische Wundversorgung stehen Pflegefachkräfte zudem tagtäglich vor 

Versorgungs- und Entscheidungsaufgaben, die nur durch die Aufgabenübertragung 

langfristig und wirksam aus medizinisch-therapeutischer Sicht sichergestellt werden 

können.  

Die Formulierungen in § 73d SGB V stehen nach unserer Wahrnehmung in Widerspruch zum 

pflegerischen Selbstverständnis als Heilberuf und zum Prinzip der pflegerischen 

Vorbehaltsaufgaben. Sie deuten darauf hin, dass die weitere Heilkundeübertragung nicht 

unabhängig von (vertrags-)ärztlicher Steuerung gedacht wird. Darin können wir keine 

eigenverantwortliche Verordnung und Erbringung von Heilkunde erkennen, und wir 

sehen hier den Grundgedanken der „eigenverantwortlichen Heilkundeausübung“ (§ 4a 

PflBG) konterkariert. Stattdessen sollte deutlich gemacht werden, dass diese in allen 

Versorgungssettings aufgrund der erwarteten ärztlichen Mangelsituation in der 

Klinikversorgung sowie in der ambulanten und stationären Langzeitversorgung dringend 

erforderlich ist. 

Angesichts des flächendeckenden Versorgungsbedarfs freut uns als berufliche Bildungsträger 

aber, dass die Heilkundebefähigung sowohl im hochschulischen Kontext (s. PflStudStG) als 

auch im auch im Rahmen der beruflichen Aus- und Weiterbildung (§ 14a PflBG und § 73d Abs. 

1 Nr.3 SGB V) sowie durch Kompetenzfeststellung angestrebt wird. 

Für die weitere Heilkundausübung (§ 14a PflBG) ist die berufliche Aus- und 

Weiterbildung essenziell, um effektiv und mit maximaler Durchdringung in der 

Versorgungslandschaft anzukommen. Aufgrund des hohen Kompetenz- und 

Qualifizierungsanspruches bei der Heilkundebefähigung müssen im Weiterbildungsbereich 

hohe Bildungsstandards auf akademisch-wissenschaftlichem Niveau normiert werden. Wir 

sprechen uns daher dafür aus, dass sowohl die Qualifikationsanforderungen für das 

Lehrpersonal als auch die Weiterbildungsmodule bundeseinheitlich definiert werden. 

Die Integration der Heilkundebefähigung schon in die Ausbildung zur generalistischen 

Pflegefachkraft könnte eine Vielzahl von Vorteilen bieten, sowohl unmittelbar auf praktischer 

als auch mittelbar auf akademischer Ebene. Den generalistisch ausgebildeten, zukünftigen 

Pflegefachkräften würde ein erweitertes Kompetenzprofil vermittelt, das erweiterte Aufgaben 

vorsieht. Pflegende sind so in der Lage, auf komplexe gesundheitliche Herausforderungen 

flexibler und fachlich fundierter zu reagieren. Die Integration der weiteren Heilkundebefähigung 

in Aus- und Weiterbildung würde es ermöglichen, Teile der Ausbildung auf ein späteres 

Pflegestudium anzurechnen. Pflegekräfte könnten bereits während der Ausbildung 
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Kompetenzen auf Level 6 des DQR erwerben, was die Schwelle zum Studium deutlich senkt 

und den Übergang in die akademische Pflege erleichtert. 

Die Vermittlung von weiteren heilkundlichen Tätigkeiten in der Weiterbildung beruflich 

erfahrener Pflegender, gerade auch im ambulanten Setting, ist von essenzieller Bedeutung, 

um die Qualität der Versorgung zu verbessern, die berufliche Entwicklung der Pflegenden zu 

fördern und die Gesundheitsversorgung zukunftssicher zu gestalten. Die dadurch erweiterte 

Handlungskompetenz führt zu einer stärkeren Professionalisierung, eröffnet neue 

Karrierewege und trägt zur Lösung zukunftsrelevanter Herausforderungen im 

Gesundheitssystem bei. 

 

3. Kompetenz- und Organisationsentwicklung in der Pflege sowie maßgebliche 

Organisationen der Pflegeberufe auf Bundesebene 

Bislang sind viel zu oft pflege- und bildungspolitische Hemmnisse durch den Föderalismus 

erkennbar, insbesondere wenn es um länderspezifische Weiterbildungsregelungen geht. Wir 

begrüßen und unterstützen daher ganz besonders, wenn zukünftig wesentliche 

Rahmenbedingungen und -entscheidungen hinsichtlich pflegefachlicher 

Kompetenzentwicklung und -zuordnung auf Bundesebene getroffen werden: Angefangen bei 

einem „Muster-Scope-of-practice“ bis hin zu einer bundeseinheitlichen Berufs- und 

Weiterbildungsordnung (Modellprogramm nach § 8 Abs. 3c SGB X). Infolge des PflBG und 

des PflFAssG kann damit ein bereits begonnener Vereinheitlichungsprozess sinnvoll 

fortgeführt werden. Dies erleichtert uns und unseren bundesweit tätigen Bildungseinrichtungen 

zukünftig einen engeren Informations- und Wissenstransfer und die Nutzung vielfältiger 

Synergien. 

Bereits mit der Zuordnung der vorbehaltenen Aufgaben (§ 4 PflBG) und nun insbesondere mit 

der Heilkundebefähigung (§ 4a PflBG) und -übertragung (§ 73d SGB V) wird daher auch eine 

pflegefachliche Interessenvertretung auf Bundesebene dringend erforderlich, wie sie gemäß § 

118a SGB XI implementiert werden soll. Eine Einbindung der Bildungsträgerverbände ist hier 

umso wichtiger, da das Risiko besteht, dass in Sachen Qualifizierungsniveaus, 

Kompetenzentwicklung und -zuordnungen unrealistische und unrealisierbare Bildungspfade 

und Kompetenzprofile zementiert werden. Daher sollten – ebenso wie die berufsständischen 

Vertretungen – die Verbände der beruflichen Bildung bei den maßgeblichen 

Organisationen auf Bundesebene vertreten sein. Gerade die Bildungsträger leisten im 

Rahmen von beruflicher Aus- und Weiterbildung einen wesentlichen Beitrag zur 

Qualitätsentwicklung in der Pflege sowie bei der Implementierung professioneller Pflege- und 

Versorgungskonzepte. Eine primär akademisch geprägte Neuausrichtung der 
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Bildungslandschaft würde unweigerlich, sowohl in der Klinikversorgung also auch in der 

ambulanten und stationären Pflegelandschaft, zu gravierenden Fehlentwicklungen im 

zukünftigen Personal- und Skills-Mix führen. Außerdem würde dies zu einem Bildungs- und 

Versorgungsungleichgewicht zulasten strukturschwacher aber hochaltriger Regionen führen. 

Die Regelungen nach § 113c SGB XI drohen, nicht zu einer qualitativ besseren 

Versorgung zu führen. So wird beispielsweise im Gesetzentwurf eine personzentrierte und 

kompetenzorientierte Personal- und Organisationsentwicklung in Pflegeeinrichtungen verlangt 

(§ 113c SGB XI und die damit verbundenen Modellprojekte nach § 8 Abs. 3b SGB XI). Hierfür 

ist eine reflektierte Umsetzung mit möglichst hohen organisatorischen 

Gestaltungsspielräumen für Pflegeeinrichtungen zwingende Voraussetzung.  Denn im 

komplexen Gesamtgefüge von professionellen Pflegeorganisationen muss die 

Beziehungsarbeit und -pflege im Vordergrund stehen. Eine allzu rigide Aufgabenunterteilung 

und -zuweisung zu Kompetenzprofilen kann in eine Funktionspflege nach tayloristischem 

Prinzip münden. Und damit werden langjährig entwickelte und wirksame 

Bezugspflegesysteme in der Langzeitpflege bedroht. 

Wir freuen uns über die Berücksichtung unserer Anregungen im weiteren Gesetzesverfahren. 

Zum näheren Austausch stehen wir gern zur Verfügung. 

 

Hamburg, den 14. Juli 2025 

     

 Jeannette Roschow       Günther Heil 
(1. Vorsitzende)       (Vorstandmitglied) 

 

In Abstimmung mit den GeBEGS-Mitgliedseinrichtungen. 


